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Aktualisierte Sachstandsdarstellung zu Beitrag 8 des Jahresberichts 
2021 Teil B, S. 89 ff. 

Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landesverbandes Lippe 

Sachbearbeitendes Mitglied: Leitende Ministerialrätin Krüger 

 

 

Der Landesrechnungshof (LRH) und das Rechnungsprüfungsamt (RPA) Detmold hatten 

gemeinsam die Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landesverbandes Lippe (LVL) 

geprüft. 

 

Die Prüfung war u. a. zum Ergebnis gekommen, dass der LVL seinem gesetzlichen Auf-

trag zum Vermögenserhalt nach §§ 1, 2 Verbandsgesetz (VerbG) schon über viele Jah-

re nicht nachkommt. Weiterhin war dem Haushalt des LVL für das Jahr 2020 erstmals 

durch das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung (MHKBG) als 

Aufsichtsbehörde die Genehmigung versagt worden, da das anliegende Haushaltssiche-

rungskonzept (HSK) keine nachvollziehbare und belastbare Konsolidierungsplanung 

erkennen ließ. Überdies hatte die Prüfung gezeigt, dass das HSK, welches dem Haus-

haltsplanentwurf 2021 anliegt, lediglich grob skizzierte Ideen zur Verbesserung der 

Haushaltslage, nicht jedoch Maßnahmen zu deren Erreichung und kein konkretes Da-

tum für den Haushaltsausgleich benennt. Der LRH hatte daher festgestellt, dass ein 

HSK, welches den Anforderungen nach § 76 Gemeindeordnung (GO) genügt, nicht vor-

handen war. Daher hatte der LRH gebeten, zeitnah einen realistischen und mit konkre-

ten Maßnahmen unterlegten Konsolidierungsplan aufzustellen, der den Anforderungen 

aus § 76 GO entspricht und einen konkreten Zeitpunkt für den Haushaltsausgleich er-

kennen lässt. 

 

Des Weiteren war durch die Prüfung festgestellt worden, dass die auf den 01.01.2019 

durch den LVL aufzustellende Eröffnungsbilanz auch im dritten Jahr nach diesem Ter-

min nicht vorlag. Ursächlich hierfür war die fehlende Bewertung wesentlicher Teile des 

Vermögens, insbesondere des Gebäudebestandes des LVL. Einen Termin für die Vor-

lage der Eröffnungsbilanz konnte der LVL nicht nennen. Der LRH hatte daher gebeten, 

die Bewertung des Vermögens zügig abzuschließen und die Eröffnungsbilanz zu erstel-

len. 
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In seiner bereits im Jahresbericht des LRH berücksichtigten Stellungnahme vom 

31.08.2021 hatte der LVL mit Blick auf den fehlenden Konsolidierungsplan sowie das 

Fehlen genehmigter Haushalte auf einen seinerzeit vorliegenden Regierungsentwurf zur 

Änderung des Verbandsgesetzes hingewiesen (Drs. 17/14304). Hiernach würden dem 

LVL in einer Übergangsperiode von 2022 bis 2026 Erleichterungen bei der Aufstellung 

genehmigungsfähiger Haushalte gewährt werden. Weiterhin müsse der LVL ein Zu-

kunftskonzept in Ergänzung zum Haushaltsplan 2022 aufstellen, das den Haushaltsaus-

gleich bis 2031 vorsehe. 

In Bezug auf die fehlende Eröffnungsbilanz führte der LVL aus, die Gebäudebewertung 

sei nur mit hohem zeitlichen und finanziellen Aufwand und von wenigen Gutachtern mit 

entsprechendem Sachverstand umzusetzen.  

 

Der LRH hatte in seiner ebenfalls im Jahresbericht 2021 berücksichtigten 1. Folgeent-

scheidung vom 14.09.2021 ausgeführt, dass auch ggf. den Haushaltsausgleich erleich-

ternde Regelungen den LVL nicht aus der Verantwortung entließen, wirksame Maß-

nahmen für den Erhalt seines Vermögens in einem entsprechenden Konzept niederzu-

legen und umzusetzen. 

Darüber hinaus bemerkte der LRH, dass sich den Ausführungen des LVL zur Bilanzer-

stellung nicht entnehmen lasse, ob inzwischen Gutachter beauftragt worden seien. Der 

LRH bemängelte überdies, dass der LVL weiterhin nicht in der Lage sei, ein konkretes 

Vorlagedatum zu benennen. 

 

Nach der 1. Folgeentscheidung vom 14.09.2021 kann folgender aktueller Sachstand 

mitgeteilt werden: 

 

Das VerbG wurde durch das am 25.11.2021 in 2. Lesung vom Landtag beschlossene 

Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften geändert. Unter anderem wird 

hierdurch ein neuer § 11a in das VerbG eingefügt.  

 

Hiernach finden auf die Haushaltswirtschaft des LVL in einer Übergangszeit von 2022 

bis 2026 u. a. folgende Regelungen Anwendung: 

Die Genehmigung der Haushaltssatzung des LVL kann im Übergangzeitraum erteilt 

werden, wenn die im jährlichen Finanzplan darzustellenden Einzahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit die Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit erreichen 
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oder übersteigen. Zudem kann das MHKBG zulassen, dass der LVL Einzahlungen aus 

der Aufnahme von Krediten zur Liquiditätssicherung zum summenmäßigen Ausgleich 

einer nicht durch Einzahlungen aus Verwaltungstätigkeit abgedeckten Spitze der Aus-

zahlungen aus Verwaltungstätigkeit heranzieht. Ebenso können mit Zustimmung des 

MHKBG Einzahlungen aus der Veräußerung von Anlagevermögen, welches der LVL 

nicht oder nicht mehr benötigt zum Zwecke des Haushaltsausgleichs herangezogen 

werden. 

 

In einer Übergangszeit von 2022 bis 2031 finden darüber hinaus auf das HSK des LVL 

folgende Regelungen Anwendung: 

Der LVL stellt ein Zukunftskonzept mit dem Ziel auf, seine dauerhafte Leistungsfähigkeit 

sicherzustellen und sein Leistungsangebot zukunftsbezogen zu strukturieren. Das Zu-

kunftskonzept tritt an die Stelle des HSK. Den Haushaltsausgleich erreicht der LVL im 

Zukunftskonzept spätestens im zehnten Jahr, d. h. 2031. Das Zukunftskonzept ist dem 

MHKBG vorzulegen und jährlich fortzuschreiben. Das Nähere regelt das MHKBG. 

 

 

Nach alledem kann folgendes Fazit gezogen werden: 

 

Wenngleich die im Übergangzeitraum bis 2026 auf die Haushaltswirtschaft des LVL an-

zuwendenden Regelungen weiteren Vermögensverzehr unter Genehmigungsvorbehalt 

ermöglichen werden, so besteht die gesetzliche Aufgabe des LVL nach §§ 1, 2 VerbG 

unverändert im Erhalt seines Vermögens. Zwar wird dem LVL bis 2026 auch ohne Er-

öffnungsbilanz die Vorlage genehmigungsfähiger Haushalte nunmehr möglich sein, der 

Eröffnungsbilanz kommt jedoch weiterhin mit Blick auf die Vermögenserhaltung elemen-

tare Bedeutung zu, wie bereits im Jahresbericht festgehalten wurde. 

 

Auch das geänderte VerbG verdeutlicht weiterhin die Notwendigkeit der Haushaltskon-

solidierung. Trotz geänderter Terminologie (Zukunftskonzept anstelle von HSK) trifft den 

LVL die Verpflichtung, einen mit nachvollziehbaren und konkreten Maßnahmen zu unter-

legenden Konsolidierungsplan aufzustellen und in diesem einen Zeitpunkt für den Haus-

haltsausgleich spätestens im zehnten Jahr – analog zu § 76 Abs. 2 GO – zu benennen. 

 
 


